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Gloſſen zu der Gemeindeordnung und zu der 
Gemeindewahlordnung für Böhmen vom 16. April 
1864, T. G. B. Ur. 7 *) . 
Von J. W., k. k. Bezirkshauptmann in Böhmen. 
VI. 


en die nach der Gemeindeordunng verhängten 
Geldſtrafen einzufließen? 


In welchen Fond hab 
Dieſe Frage ſcheint im § 116 der Gem.⸗Ord. erſchöpfend beant⸗ 


6. nach § 100 vom Bezirks⸗Ausſchuſſe gegen Mitglieder des 
Gemeindevorſtandes wegen Verletzung ihrer Pflichten in den Geſchäften 
des ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſes, 

7. nach 8 105 von der politiſchen Bezirksbehörde gegen Ge⸗ 
meindevorſteher wegen Verletzung ihrer Pflichten in den Geſchäſten des 
übertragenen Wirkungskreifes. 

Bei dem Vergleichen diefer Beſtimmungen gelangt man zu der 
doppelten Unterſcheidung, von wem, und in welchem Wirkungskreiſe die 
Geldſtrafen verhängt werden. 

In erſterer Hinſicht werden ſie vom Gemeinde⸗Ausſchuſſe, oder 
vom Gemeindevorſteher allein oder mit zwei Gemeinderäthen, oder vom 
Bezirks⸗Ausſchuſſe, oder endlich von der politiſchen Bezirksbehörde, in 
letzterer Hinſicht im ſelbſtſtändigen oder im übertragenen Wirkungskreiſe 
verhängt. \ Hrn" 1431 

Hienach und in Gemäßheit der im § 27, 28 und 29 der 
Gem.⸗Ord. erfolgten Begrenzung des ſelbſtſtändigen und des übertragenen 
Wirkungskreifes ſcheint es, daß alle oben unter 1 bis 6 angeführten 
Straffälle den ſelbſtſtändigen, und nur der Straffall 7 den über⸗ 
tragenen Wirkungskreis betreffen. 

Allein hier gelangt man wieder zu dem, in dem Auſſatze V in 
Nr. 16 dieſer Zeitſchrift vom Jahre 1878 motivirten Schluſſe, wie 
unklar und fictiv der in der Gemeindeordnung aufgeſtellte Begriff des 
übertragenen Wirkungskreiſes iſt. 

Denn nach § 28 der Gem.⸗Ord. gehört die Ausübung der Orts⸗ 
polizei zum ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde; man ſollte alſo 
meinen, daß die mit dieſer Ausübung verbundene Strafgewalt nach 
§ 62 der Gem.⸗Ord., welcher ſich auf § 23 beruft, gleichfalls zum 
ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe gehört. { 

Allein „zur Behebung der Zweifel über die Beſtimmungen der 


N 


wortet zu fein, indem derſelbe verfügt, daß alle nach dieſer Gemeinde- | Gemeindeordnung bezüglich des Strafrechtes der Gemeindevorſteher hat 


ordnung verhängten Geldbußen in die Gemeindecaſſe einzufließen haben. 

Und doch würde wan ſehr fehl gehen, wenn man dieſe Verfügung 
ausnahmslos zur Anwendung bringen wollte. 

Nach der Gemeindeordnung werden Geldſtraſen verhängt: 

1. Nach § 20 von der Gemeindevertretung für die ohne geſetz⸗ 
lichen Entſchuldigungsgrund verweigerte Annahme der Wahl oder Fort⸗ 
führung des angenommenen Amtes, 

2. nach 8 35 von dem Gemeinde⸗Aüsſchuſſe für Nichtbefolgung 
der für den Umfang der Gemeinde erlaſſenen ortspolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften, f 

3. nach 8 44 vom Gemeindevorſteher für das ungerechtfertigte 
Ausbleiben von der Ausſchußſitzung, 

4. nach 8 62 vom Gemeindevorſteher mit zwei Gemeinderäthen 
in Uebertretungsfällen der Ortspolizei, 

5. nach $ 63 vom Gemeindevorſteher für Unfolgſamkeit im Voll⸗ 
zuge ortspolizeilicher Maßregeln, 


*) S. Nr. 11, 15 und 16 des diesjährigen Jahrganges dieſer Zeitſchrift. 


das k. k. Staatsminiſterium behufs eines gleichmäßigen Vorganges in 
dieſer Beziehung mit dem Erlaſſe vom 21. März 1865, Nr. 2272 
bemerkt, daß die dem Gemeindevorſteher mit zwei Gemeinderäthen zu- 
konmende richterliche Thätigkeit ſich nicht nur auf die von dem Ge⸗ 
meinde⸗Ausſchuſſe oder dem Gemeindevorſteher ſelbſtſtändig unter der 
ihnen in der Gemeindeordnung geſtatteten Strafandrohung erlaſſenen 
localpolizeilichen Vorſchriften, ſondern auch auf die Unterſuchung und 
Beſtrafung der Uebertretungen jener Geſetze erſtrecke, welche über die 
zum Wirkungskreiſe der Gemeinde gehörige Ortspolizei beſtehen, inſoweit 
dieſe Geſetze eine Straſſanction ausſprechen und die Uebertretungen 
derſelben nicht unter das Strafgeſetz fallen; daß ferner dieſes Strafrecht 
in allen Fällen ſowohl bei den beſtehenden ortspolizeilichen Geſetzen, 
als bei den ſelbſtſtändig erlaſſenen Vorſchriften der Gemeinden ſtets 
nur im übertragenen Wirkungskreiſe, und ſonach mit Offenlaſſung 
des Beſchwerderechtes an die politiſche Bezirksbehörde und mit Beob⸗ 
achtung der Vorſchrift des S 65 der Gem-Ord. ausgeübt werde.“ 
Hienach gehört auch der Straffall 4 und 5 zum übertragenen 
Wirkungskreiſe, und es bleiben für den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis 
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nur die Straffälle 1, 2, 3, 5, d. i. die Fälle der §§ 20, 35, 44 iſt in Dalmatien ſchon beſeitigt worden; eigentlich hätte man ſich auch 


und 100 der Gem.⸗Ord. 

Und diesfalls beſteht ſolgende Verordnung der böhmiſchen k. k. 
Statthalterei vom 23. Juni 1866, Nr. 31.064: „Es iſt die Wahr⸗ 
nehmung gemacht worden, daß die nach der Gemeindeordnung von den 
Gemeindeorganen verhängten Geldſtrafen häufig auch zu Handen der 
Armencaſſe erlegt und daſelbſt verrechnet werden. Da dieſer Vorgang 
den ausdrücklichen Beſtimmungen des $ 116 der Gem.⸗Ord. entgegen 
iſt, ſo wird auf denſelben mit der Weiſung aufmerkſam gemacht, 
darüber zu wachen, daß der bezogenen Beſtimmung der Gemeindeordnung 
gemäß alle nach dem Gemeindegeſetze andictirten Geldſtrafen der Ge⸗ 
meindecaſſe zufließen. Namentlich gilt dies von den in den SS 20, 35, 
44 und 100 der Gem.⸗Ord. normirten Geldſtrafen und haben daher 
nur jene Geldſtrafen, welche auſ Grund weiterer Geſetze und Verordnungen 
eingehoben werden, den in letzteren bezeichneten Fonden zuzufallen.“ 

Hieraus ergibt ſich, daß die in dieſec Statthalterei-Verordnung 
enthaltenen, oben mit 1, 2, 3, 6 bezeichneten Straffälle der 88 20, 
35, 44 und 100 der Gem.⸗Ord. nicht demonſtrativ, ſondern taxativ 
aufgeführt find, daß nur für fie der $ 116 der Gem.⸗Ord. gilt, und 
daß alle Geldſtrafen aus den übrigen, namentlich aus den im 8 62, 
63 und 105 der Gem.⸗Ord. angeführten Straffällen nicht in die Ge⸗ 
meindecaffe, ſondern in jene Fonds einzufließen haben, welche in den 
einzelnen bezüglichen Geſetzen und Verordnungen bezeichnet werden. 

Nach dem Hofkanzleidecrete vom 6. März 1848, Nr. 4069 
haben alle Geldſtraſen, für welche nicht eine andere geſetzliche Widmung 
ausdrücklich ausgeſprochen iſt, in den Ortsarmenfond einzufließen. 

Dieſe anderen geſetzlichen Widmungen find ſo klar als erſchöpfend 
in dem Werke: „Das öſterreichiſche Polizei⸗Strafrecht. Von Georg 
Lienbacher, k. k. Oberlandesgerichtsrath“ durchgeſührt. 

Und was endlich ſpeciell den Straffall nach S 105 der Gem.⸗Ord. 
betrifft, ſo wird das Strafrecht nicht im Grunde der Gemeindeordnung, 
ſondern im Grunde des dem Staate zuſtehenden Oberaufſichtsrechtes 
über die Gemeinden ausgeübt, und hat daher die hienach verhängte 
Geldſtrafe nicht in die Gemeindecaſſe, ſondern in den Orts⸗Armenfond 
einzufließen. 


Weiteres über die Anzahl der Wahlgänge, die nach 
der Tandtagswahlordnung ſtattzufinden haben. 
Von Anton Vukovie, k. k. Bezirkscommiſſär in Spalato. 


Der vom Herrn Joſef Gaber, Stadtratheommiſſär in Graz in 
Nummer 12 dieſes Jahrgangs der Zeitſchrift beſprochene Gegenſtand 
der Anzahl der Wahlgänge, die nach der Landtagswahlordnung für 
Steiermark ſtattzufinden haben, hat einen Punkt berührt, welcher auch 
nach der dalmatiniſchen Landtagswahlordnung, nach dem Wortlaute der 
den bezüglichen Punkt betreffenden Paragraphen, zu allerlei Mißver⸗ 
ſtändniſſen würde Anlaß geben können. 

Hier in Dalmatien jedoch, wo in den verfloſſenen Jahren die 
Reibung unter den politiſchen Parteien mehr als anderswo ſo oſt zu 
Tage getreten iſt, und wo die politiſchen Parteien mit der dem Süd⸗ 
länder eigenen Hitze hauptſächlich bei Landtagswahlen ſich das Feld 
ſtreitig gemacht haben, find hiedurch nothwendiger Weiſe die dunfelften 
Punkte der Landtagswahlordnung ventilirt und in denſelben der Wille 
des Geſetzgebers geſucht worden. Es geſchah ſo auch dies mit dem 
Punkte der Landtagswahlordnung, in welchem die Worte: „Scrutin“ 
und „Scrutinirung“ vorkommen. Es find dies die 88 46, 48 und 
49 der dalmatiniſchen Wahlordnung, welche ſowohl der Zahl als auch 
dem Wortlaute nach mit den gleichzahligen in Nr. 12 der Zeitſchrift 
angeführten 88 46, 48 und 49 der Landtagswahlordnung für Steier⸗ 
mark vollkommen übereinſtimmen. 

Die in obcitirter Nummer der Zeitſchrift gemachte Wahrnehmung 
über das Obwalten von differenten Anſchaunngen rückſichtlich der Anzahl 
der Wahlgänge, welche nach der ſteiermärkiſchen Landtagswahlordnung 
ſtattzufinden haben, und zu welchen differenten Anſchauungen eben die 
Worte „Serutin“ und „Serutinirung“, welche, wie geſagt, in den 
8 46, 48 und 49 der erwähnten Landtagswahlordnung vorkommen, 
führt, veranlaſſen auch mich im Intereſſe der Verwaltung zu einigen 
kurzen Bemerkungen. e 

Die Verſchiedenheit der Anſchauungen rückſichtlich der Auslegung 
des. Wortes „Serutin“ in ſeinem Zuſammenhange mit „Scrutinirung“ 


durch dieſes Wort, ſchon aus Anlaß der dem Ausdrucke: „Serutinirung“ 
im § 46 beigemeſſenen Auslegung nicht irreführen laſſen ſollen. Das 
Wort „Scrutin“, beziehungsweiſe „Scrutinirung“, ſtammt vom lateini⸗ 
ſchen Zeitworte „scrutor“ her, welches examiniren, unterſuchen, prüfen, 
(ein Reſultat prüſen) bedeutet, wie es auch in dieſem Sinne im § 46 
angewendet wurde. Aus derſelben Wurzel von: „scrutor“ ſtammt aber 
noch das lateiniſche Wort: „scrutinium“ „scrutin“, gleichbedeutend 
mit „comitia“, welches als „Wahlverſammlung“, „Wahl“ zu überſetzen 
iſt. Dieſe Bedeutung iſt auch dem Ausdrucke: „Scrutin“ in den 88 48 
und 49 der hier erwähnten Wahlordnung beigemeſſen worden. 

Dieſe Auslegungsmühen hätte man wohl vermeiden können, wenn 
man ſtatt „Scrutin“ die viel paſſenderen Worte: „Wahl“ oder „Abſtim⸗ 
mung“ angewendet hätte; immerhin iſt erfreulich, daß in den revidirten 
Landtagswahlordnungen von Tirol, Böhmen und Nieder⸗Oeſterreich das 
Wort „Scrutin“ in dem Sinne, in welchem wir es in den hier citirten 
88 48 und 49 angewendet finden, die keinen Zweifel zulaſſende Gleich⸗ 
bedeutung mit „Wahl“ ſchon bekommen hat. 

In Dalmatien alſo, wie geſagt, iſt die Verſchiedenheit der Mei⸗ 
nungen bezüglich der Auslegung des Wortes „Scrutin“ ſchon beſeitigt. 
In allen in dieſen letzten Jahren ſtattgefundenen Wahlen für Landtags⸗ 
deputirte iſt immer in dem im § 48 bezeichneten Falle, wo für einen 
oder andern zu wählenden Abgeordneten die Stimmenmehrheit nicht zu 
Stande kam, zu einem zweiten Wahlgange, zu einem zweiten „Scrutin“, 
wie das Geſetz ſagt, und dann auch zu der engeren Wahl, das heißt, 
zu dem dritten „Scrutin“ geſchritten worden. Gegen dieſen Vorgang 
iſt nie von einer Seite eine Einwendung eingebracht worden, und ſelbſt 
bei der Verificirung der Wahl der betreffenden Abgeordneten iſt dieſer 
Vorgang gar nicht angefochten worden, obſchon hie und da gegen durch 
ein zweites oder drittes Scrutin erfolgte Abgeordnetenwahlen Ex⸗ 
ceptionen anderer Art eingebracht wurden. 

Aus dem Vorbeſagten, mithin auf Grund des eigentlichen Sinnes 
des hier befprochenen Wortes: „Scrutin“ und auf Grund der Praxis 
glaube ich daher den Schluß ziehen zu können, daß kein Zweifel ob⸗ 
waltet, daß dem in den SS 48 und 49 der Landtagswahlordnung 
enthaltenen Ausdrucke „Scrutin“ die Bedeutung „Wahl“, „Abſtimmung“ 
beizulegen iſt, und daher folgerichtig, wenn im vorkommenden Falle 
für einen oder den andern Abgeordneten nicht die abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit ſich ergeben follte, ungeſäumt zu einem zweiten Wahlgange, 
und nöthigenfalls auch zu einem dritten, das heißt zur engeren Wahl, 
zu ſchreiten fei. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Competenz in Waſſerrechtsſachen. Competenz der politiſchen 
Behörden in Angelegenheit der Abtragung eines Waſſerwerkes. 

In der mündlich verhandelten Rechtsſache des Johann Tick, Färbers 
in Winterberg, und der Elifabeth Nemetz (Kläger) gegen Johann und 
Anna Roſalia Müller, Realitätenbeſitzer in Winterberg (Geklagte), auf 
Wegräumung der auf der Wieſe Nr. 1449 in Winterberg errichteten 
Brettſäge ſammt allen dabei befindlichen Bauten und auf Wiederher⸗ 
ſtellung des vorigen Standes c. s. C. hat das k. k. Bezirksgericht in 
Winterberg mit Urtheil vom 26. Mai 1877, 3. 4053, über die erhobene 
Incompetenz⸗Einwendung erkannt: Die Einwendung der Unzuſtändigkeit 
dieſes k. k. Bezirksgerichtes habe nicht ſtatt, — und zwar aus folgenden 
Gründen: 

Wie ſchon das Rubrum der Klage de praes. 1877, 3. 2025, 
ganz klar ausſpricht, hat dieſelbe die von den Klägern begehrte Weg⸗ 
räumung der auf der Wieſe Nr. 1449 in Winterberg errichteten Brettſäge 
ſammt allen dabei befindlichen Bauten zum Gegenſtande. Die Geklagten 
halten nun dafür, daß der Abſpruch über dieſes Klagebegehren in den 
Wirkungskreis der politiſchen Behörden gehört und haben deßhalb in 
ihrer Einrede am 25. Mai 1877 die Einwendung der Unzuſtändig⸗ 
keit erhoben. Dieſer Einwendung kann jedoch gar keine Wirkung. beige⸗ 
meſſen werden. Denn nach 8 75 des Waſſerrechtgeſetzes für das König⸗ 
reich Böhmen vom 25. October 1870, Nr. 22 L. G. Bl., gehören 
alle Angelegenheiten, welche ſich auf die Benützung, Leitung und Ab⸗ 
wehr der Gewäſſer nach dieſem Geſetze beziehen, in den Wirkungskreis 


der politiſchen Behörden. Hiemit iſt zugleich ausgeſprochen, daß alle 


anderen Angelegenheiten in Waſſerrechtsſachen, welche weder auf die 
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Benützung, noch auf die Leitung und Abwehr der Gewäſſer ſich beziehen, 
der richterlichen Eompetenz unterliegen, und es kann an dieſer Auslegung 
des citirten 8 75 umſoweniger ein Zweifel beſtehen, als der § 71 des 
Waſſerrechtsgeſetzes für Nieder-Defterreich ausdrücklich alle Angelegenheiten, 
welche ſich auf die Benützung, Leitung und Abwehr der Gewäſſer nach 
dieſem Geſetze beziehen, ſoweit ſie nicht der richterlichen Competenz unter⸗ 
liegen, in den Wirkungskreis der politiſchen Behörden verweist, und als 
der 8 88 des Waſſerrechtsgeſetzes für Böhmen zur Austragung der 
privatrechtlichen Einwendungen den Rechtsweg vorbehalten hat. In dem 
vorliegenden Rechtsſtreite handelt es ſich weder um die Benützung, noch 
um die Leitung und Abwehr von Gewäſſern, ſondern um die Verfolgung 
des höchſt privatrechtlichen Anſpruches der Kläger auf Wegräumung der 
Bauten, welche in früheren Jahren mit Zuſtimmung der Kläger für eine 
beſtimmte Friſt errichtet wurden, auf Verhaltung der Geklagten zur 
Erfüllung der in dem vor der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Prachatitz 
am 10. Auguſt 1876 abgeſchloſſenen Vergleiche normirten Verpflichtungen 
bezüglich des Abbrechens der Sägemühle, Raſirung ſämmtlicher Bauten 
und Wiederherſtellung des vorigen Standes, ohne daß es ſich vorläufig 
um die möglicher Weiſe ſpäter von der politiſchen Behörde zu entſcheidende 
Frage der Theilung des Waſſers handelt. Es liegt ſonach gegenwärtig 
noch gar kein Waſſerrechtsſtreit vor und iſt ſchon deßhalb die Anrufung 
der politiſchen Behörde eine ungegründete. Allein ſelbſt wenn es ſich um 
die Entſcheidung einer Waſſerrechtsfrage hier handeln würde, wäre die 
Competenz der Gerichtsbehörde keineswegs ausgeſchloſſen, weil lediglich 
das Privatintereſſe der Kläger, beziehungsweiſe der Geklagten, im Spiele 
iſt, ein öffentliches Intereſſe aber vorliegend gar nicht berührt wird, 
und ſomit der Grund zum Einſchreiten einer politiſchen Behörde ganz 
abgeht, übrigens das Einſchreiten der politiſchen Behörde zur Wahrung 
allenfallſiger öffentlicher Rückſichten neben dem richterlichen Ausſpruche 
ſtatthaben kann. Die Berufung der Geklagten auf die Beſtimmungen der 
88 17, 18, 26, 34 und 42 des Waſſerrechtsgeſetzes für Böhmen kann 
das Vorgeſagte nicht entkräften, weil es ſich, wie bereits erwähnt, lediglich 
um die Wegräumung, ſomit Entfernung von Baulichkeiten handelt. 

Dieſes Urtheil wurde mit Entſcheidung des k. k. Oberlandesgerichtes 
in Prag vom 7. Auguſt 1877, 3. 21.733, ſowie das demſelben zu 
Grunde liegende gerichtliche Verfahren mit Einſchluß des Klagebeſcheides 
vom 13. März 1877, 3. 2025, als null und nichtig behoben und 
verordnet, die Klage vom 13. März 1877, 3. 2025, den Klägern 
wegen Unzuſtändigkeit des Gerichtes zurückzuſtellen; denn — ſo ſagen die 
Gründe — im vorliegenden Falle handelt es ſich den Klägern nicht ſo 
eigentlich um die Wegräumung der auf der Wieſe Nr. 1449 im Jahre 
1869 errichteten Brettſäge und um die Raſirung ſämmtlicher daſelbſt 
aufgeſührten Bauten, ſondern vielmehr um die Bewäſſerung der den 
Eheleuten Rudolf und Eliſabeth Tick gehörigen, vom Kläger Johann 
Tick gepachteten Wieſe Nr. 1450 und jener der Mitklägerin Eliſabeth 
Nemetz gehörigen Wieſe Nr. 1452 bei Winterberg, namentlich um die 
Wiederherſtellung des vorigen Standes an dem für die Brettſäge benützten 
und aus dem Wolinkabache geführten und zur Bewäſſerung der Wieſen 
Nr. 1450 und 1452 dienenden oberen Waſſergraben. Es handelt ſich 
ſohin um die Frage, ob das zum Betriebe der genannten Sägemühle 
dienende Waſſer zum Behufe der Bewäſſerung jener Wieſen abgeleitet 
werden darf. Nach 8 75 des Waſſerrechtsgeſetzes vom 28. Auguſt 1870 
gehören alle Angelegenheiten, welche ſich auf die Benützung, Leitung 
und Abwehr der Gewäſſer beziehen, in den Wirkungskreis der politiſchen 
Behörden, und nach 88 15, 16 und 17 des Waſſerrechtsgeſetzes iſt 
ſelbſt bei Privatgewäſſern die vorläufige Bewilligung der politiſchen 
Behörde zu jeder Aenderung der Waſſerbenützung nothwendig. 

Die k. k. Statthalterei hat auch mit Note vom 31. Juli 1877, 
Z. 43.693, ihre Anſicht dem k. k. Oberlandesgerichte dahin ausgeſprochen, 
daß der vorl'egende Rechtsſtreit nach 8 75 des Waſſerrechtsgeſetzes 
zur Competenz der politiſchen Behörde gehört, indem es ſich um eine 
Angelegenheit handelt, die ſich auf die Benützung und Leitung eines 
Gewäſſers nach dem Waſſerrechtsgeſetze bezieht. Nach $ 48 des kaiſ. 
Patentes vom 20. November 1852, Nr. 251 R. G. Bl., war daher 
das von den Geklagten angeſochtene erſtrichterliche, der Einwendung der 
Gerichtsunzuſtändigkeit nicht ſtattgebende Urtheil, ſowie das ganze gericht⸗ 
liche Verfahren aufzuheben und dem k. k. Bezirksgerichte war zu verordnen, 
die Klage wegen Unzuſtändigkeit der Gerichtsbehörden zurückzuweiſen. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat zufolge Decretes vom 23. October 
1877, 3. 12.235, die angefochtene obergerichtliche Erledigung zu 
beſtätigen befunden, weil nach $ 75 des Waſſerrechtsgeſetzes für Böhmen 


alle Angelegenheiten, welche ſich auf die Benützung, Leitung und Abwehr 
der Gewäſſer nach dieſem Geſetze beziehen, in den Wirkungskreis der 
politiſchen Behörden gehören, zu dieſen Angelegenheiten zweiſellos auch 
die Abtragung eines Waſſerwerkes beizuzählen iſt, wenn damit zugleich 
der bisherige Lauf des Waſſers geändert werden ſoll und ein auf einem 
Privatrechtstitel gegründeter Einſpruch gegen das Begehren, über welchen 
die politiſche Behörde auf Grund dieſes Geſetzes zu entſcheiden nicht 
berufen iſt, bisher nicht erhoben wurde und auch, im Falle ein ſolcher 
erhoben wird, die politiſche Behörde nach § 88 des Waſſerrechtsgeſetzes 
ſolchen im gütlichen Wege beizulegen zu verſuchen hat. Jur. Bl. 


Kann ſich ein Mann gegenüber ſeiner Ehegattin des Verbrechens 
des § 93 St. G. B. ſchuldig machen? 


Der Bauer F. lebte mit ſeinem Weibe in Unfrieden, Eiferſuchts⸗ 
ſcenen ſcheinen die Urſache davon geweſen zu ſein. Am 19. December 
1876 mißhandelte F. die Bäuerin mit Schlägen, welche ſichtbare 
Folgen zurückließen. An demſelben Tage war im Hauſe die Wäſche. 
Der Bäuerin ſtand die mithelſende Wäſcherin nicht zu Geſichte; ſie 
hegte Verdacht, daß zwiſchen ihrem Manne und dieſer Frauensperſon 
ein verbotener Umgang ſtattfinde. Bald entſtand zwiſchen beiden ein 
Wortſtreit, welcher in eine Rauferei auszuarten drohte. Der Bauer 
nahm nun ſein ſchwangeres Weib beim Arme und ſperrte es eine halbe 
Stunde lang in einem ungeheizten Zimmer ein. Das Urtheil des 
k. k. Kreisgerichtes St. Pölten vom 14. Auguſt 1877 verhängte über 
ihn deßwegen, „weil er 1. am 19. December 1876 ſein ſchwangeres 
Eheweib in einem ungeheizten Zimmer nach früherer Mißhandlung 
eigenmächtig verſchloſſen gehalten, wiewohl ihm über ſie vermöge der 
Geſetze diesfalls keine Gewalt zuſteht, und er ſie weder als Verbrecherin 
zu erkennen, noch als eine ſchädliche oder gefährliche Perſon mit Grund 
anzuſehen Anlaß hatte, fie daſelbſt geſchlagen, verſpottet und mit 
Waſſer begoſſen, und dadurch das im § 93 St. G. bezeichnete Ver⸗ 
brechen begangen; 2. ſie an dieſem Tage durch wiederholte Schläge 
mit der Hand derart, daß ſie am Körper Schaden nahm, mißhandelte 
und hiedurch die im $ 413 und 419 St. G. bezeichnete Uebertretung 
begangen habe“, unter Anwendung der 88 54 und 55 Kerkerſtrafe in 
der Dauer von vierzehn Tagen. Begründet wurde dieſes Urtheil in 
Anſehung des Verbrechens damit, daß eine Gewalt im Sinne des § 93 
St. G. nur einem Richter und in beſtimmten Fällen auch den politiſchen 
Behörden, nicht aber dem Ehemanne zuſtehe; daß der Angeklagte ſein 
Weib auch eigenmächtig verſchloſſen hielt, weil die Thür des Zimmers 
von ihm abgeſperrt wurde, und weil, wenn fie auch das Glasfenſter 
über der Thüre entfernen und auf dieſe Art aus dem Zimmer hinaus⸗ 
gelangen konnte, ſie doch von ihrem Manne im Falle des Heraus⸗ 
kommens mit vollem Grund noch Aergeres zu gewärtigen hatte; daß 
endlich in ſubjectiver Beziehung die böſe Abſicht in der Handlungsweiſe 
des Angeklagten ſelbſt gelegen ſei, indem er bei Verſchließung ſeines 
Weibes keine andere Abſicht haben konnte, als ſie im Gebrauche ihrer 
perſönlichen Freiheit zu hindern. a 

Gegen dieſes Urtheil brachte F. die Nichtigkeitsbeſchwerde ein. 

Der Caſſationshof erkannte mit Entſcheidung vom 3. December 
1877, 3. 10.828: Der Nichtigkeitsbeſchwerde wird ſtattgegeben, das 
Urtheil des k. k. Kreisgerichtes St. Pölten vom 14. Auguſt 1877, 
3. 417/3471, inſoferne damit Anton F. des Verbrechens der öffent⸗ 
lichen Gewaltthätigkeit durch unbefugte Einſchränkung der perſönlichen 
Freiheit nach $ 93 St. G. ſchuldig erkannt und hiefür und wegen 
Uebertretung der körperlichen Sicherheit nach 88 413 und 419 St. G. 
gemäß 88 35 und 94 St. G. 1. Abſatz unter Anwendung der 88 54, 
55 St. G. zur Strafe des Kerkers in der Dauer von 14 Tagen, 
verſchärſt mit einem Faſttage, verurtheilt worden iſt, wird behoben, 
Anton F. von der Anklage wegen jenes Verbrechens ex § 93 St. G. 
losgeſprochen und unter Anberührtlaſſung des genannten Urtheiles des 
k. k. Kreisgerichtes in St. Pölten in dem Theile, mit welchem F. der 
Uebertretung gegen die körperliche Sicherheit ex 88 413 und 419 
St. G. ſchuldig erkannt wurde, ausgeſprochen: daß F. ſich dieſer 
Uebertretung auch dadurch ſchuldig gemacht habe, daß er ſeine Ehe⸗ 
gattin Juliana F. am 19. December 1876 nach vorausgegangenem 
Streite mißhandelte und ſie auf eine halbe Stunde in ein Zimmer 
einſchloß und dort verſpotterte und mit Waſſer begoß, und gemäß 
$ 419 St. G. zu acht (8) Tagen Arreſt verurtheilt. Auch im Aus⸗ 


ſpruche über die Koſten des Strafverfahrens bleibt das erſtrichterliche 
Urtheil unberührt. Gründe: | 
Bei Beurtheilung des von F. geltend gemachten Nichtigkeitsgrundes 
des 8 281, Zahl 9 a St. P. O. konnte zwar allerdings der oberſte 
Gerichtshof nicht verkennen, daß unter Umſtänden auch der Ehegatte 
gegen ſeine Ehegattin durch Einſchränkung ihrer perſönlichen Freiheit 
ſich des im § 93 St. G. B. vorgeſehenen Verbrechens der öffent⸗ 
lichen Gewaltthätigkeit ſchuldig machen könne. Es muß aber auch feſt⸗ 
gehalten werden, daß nach § 91 dgl. G. B. der Mann das Haupt 
der Familie iſt, und daß nach § 92 a. b. G. B. die Gattin nicht 
nur verbunden iſt, dem Manne in ſeinem Wohnſitz zu folgen, ſondern 
auch ſoweit es die häusliche Ordnung erfordert, die von ihm getroffe⸗ 
nen Maßregeln ſowohl ſelbſt zu beſolgen, als auch beſolgen zu machen, 
und daß daher auch dem Manne nicht das Recht abgeſprochen werden 
kann, zur Aufrechthaltung der häuslichen Ordnung auch ſeiner Gattin 
gegenüber nöthigenfalls geeignete Zwangsmaßregeln zu gebrauchen, um 
ſie innerhalb der Schranken der Ordnung zu halten, ohne daß dieſelben 
in eine Züchtigung oder gar ärgere Mißhandlung ausarten dürfen. Von 
dieſem Geſichtspunkt betrachtet, kann in dem von der erſten Inſtanz 
feſtgeſtellten Thatbeſtande, wonach der Angeklagte ſeine Ehegattin nach 
vorausgegangenem Streite mißhandelte und ſie auf eine halbe Stunde 
in einem Zimmer einſchloß, dort verſpottete und mit Waſſer begoß, 
nicht der Thatbeſtand des Verbrechens des § 93, ſondern nur eine 
Fortſetzung der bereits früher begonnenen und nach 88 413 und 419 
St. G. B. ſtrafbaren Mißhandlung gefunden werden, weil hier nicht 
der von dem Verbrechen des § 93 untrennbare Begriff der Eigen⸗ 
mächtigkeit, ſondern nur eine nach anderen geſetzlichen Beſtimmungen 
ſtrafbare Ueberſchreituug der dem Gatten zur Aufrechthaltung der häus⸗ 
lichen Ordnung zustehenden Gewalt erblickt werden kann. Es mußte 
daher der Nichtigkeitsbeſchwerde des F. Folge gegeben und das erſtrichter⸗ 
liche Urtheil in dem Punkte der Verurtheilung wegen des oben bezeich⸗ 
neten Verbrechens caſſirt und F. desſelben ſchuldlos erkannt werden. 
„Dagegen erkannte der Caſſationshof in der gedachten That eine Fort⸗ 
ſetzung der bereits vorher begonnenen ſtrafbaren Mißhandlung und fand 
demnach mit Rückſicht auf die Dauer derſelben, die bewieſene Roh⸗ 
heit und den ſchwangeren Zuſtand der Gattin, welche dadurch einer 
größeren Gefahr ausgeſetzt war, die Strafe wegen der Uebertretung 
der 88 413 und 419 St. G. auf acht Tage Arreſt zu bemeſſen. | 


Notiz. 


(Beſorgung der Caſſegeſchäfte der Gemeinden durch die 
Sparcaſſen.) Di ſer Gegenſtand wird von Dr. Val. Pogatſchnigg in einem 
„Sparcaſſe und Gemeinde“ betitelten Aufſatze in der Sparcaſſe⸗Zeitung beſprochen 
und leſen wir dort darüber nachſtehendes: 

„Unſerer Anſicht nach wären nämlich die Sparcaſſen berufen und geeignet, 
das Caſſegeſchäft der Gemeinden für dieſe zu beſorgen. Sämmtliche laufenden 
Zahlungen der letzteren konnten durch die Sparcaſſe vermittelt werden, welcher 
ſodann naturgemäß auch das Incaſſo aller fälligen Forderungen der Gemeinde 
zugewieſen werden müßte Solchergeſtalt träte die Gemeinde, unter deren Aegyde 
die Sparcaſſe in's Leben gerufen wurde und deren Haftung letzterer den Betrieb 
ſo lange ermöglicht hätte, bis der eigene Reſervefond die nothwendige Höhe erreicht 
hatte, zu der Sparcaſſe in das Verhältniß eines dauernden Conto⸗Corrents. Wer 
Gelegenheit hatte, in die finanzielle Gebahrung der Gemeinden tieferen Einblick 
zu nehmen, dem wird die Tragweite unſeres Vorſchlages für das Intereſſe der 
Gemeinde raſch in die Augen ſpringen. Es iſt leider Thatſache, daß die Gemein⸗ 
den ihre Caſſenbeſtände oft lange todt liegen laſſen müſſen, während wieder 
Perioden eintreten, in denen die Mittel der Caſſe nicht ausreichen, um eventuellen 
größeren, gleichzeitig an ſie herantretenden Anſprüchen ſofort genügen zu können. 
Durch die beantragte Ueberweiſung der Barbeſtände und fälligen Eingänge der 
Gemeinde an die Sparcaſſe des Ortes würde nicht nur das zeitweilige Brach⸗ 
liegen derſelben vermieden, ſondern auch die Gefahr der Verluſte durch Diebſtähle 
und Defraudationen verringert werden. Die Gemeinde käme aber auch anderſeits 
Jenen gegenüber, mit welchen ſie in einer geſchäftlichen Verbindung ſteht und an 
welche ſie Zahlungen zu leiſten hat, in eine würdigere Stellung, als es bisher 
der Fall war. Wer immer von der Gemeinde etwas zu bekommen hätte, würde 
bei der Einrichtung, daß die Sparcaſſe die Auszahlung Namens der Gemeinde 
beſorgt, mit ſeinen Anſprüchen raſcher befriedigt werden, als es bisher geſchah, 
wo man oft von einem Termin auf den audern vertröſtet wurde. Es wäre 
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unrichtig, zu meinen, daß eine ſolche Neuerung nur im Intereſſe der Gemeinden 
allein gelegen ſei. Auch für die Sparcaſſen ſelbſt müßte dieſelbe wefentliche Vor⸗ 
theile haben. Mit einer Körperſchaft verbunden, deren Exiſtenz über die Dauer 
des individuellen Dafeins gewöhnlicher wirthſchaftlicher Unternehmungen hinaus 
währt, würde auch das Vertrauen der Bevölkerung zu ihr in ganz ungewöhnlichem 
Maße wachſen und in kritiſchen Zeiten nicht fo empfindlich erſchüttert werden, 
als es mitunter geſchehen iſt und geſchieht. Wenn der mißtrauiſche kleine Mann 
ſieht, daß eine Corporation, wie die Gemeinde, ohne Bedenken der Sparcaſſe die 
Bewahrung und Verwaltung ihrer disponiblen Fonds überläßt, wird auch ſeine 
Scheu ſich vermindern, die mühſam erworbenen, vielleicht nur zu Hauſe auf⸗ 
bewahrten Erſparniſſe dem Inſtitute anzuvertrauen. Die Sparcaſſe hätte weiter⸗ 
hin einen dauernden und zuverläſſigen Kunden gewonnen, zu deſſen Gunſten ihre 
Kapitalien öfter verwendet werden könnten, als es bisher geſchieht, wo die Gemein⸗ 
den nicht ſelten durch Wechſel auf ihre Bürgermeister, gezogen auf kurze Zeit, 
die nothwendigen Geldmittel beſchaffen, um über augenblickliche Verlegenheiten 
hinwegzukommen. Sie gewänne endlich eine beſſere Einſicht in den ſinanziellen 
Stand der Gemeinde und dadurch zugleich richtigere Anhaltspunkte zur Beurthei⸗ 
lung und Wahl der Zwecke, für die ſie aus ihrem Reinertrage Widmungen zu 
machen hätte. Wir verhehlen uns nicht, daß dieſer unſer Vorſchlag mancherlei 
formellen und materiellen Bedenken begegnen dürfte. Man wird vielleicht einwen⸗ 
den, daß mit der Realiſirung desſelben die Sparcaſſe ihrem eigentlichen Charakter 
entfremdet werden würde. Darauf haben wir folgende Erwiderung. Die Spar⸗ 
caſſen ſind an vielen Orten und insbeſondere in Städten und Märkten ſchon lange 
nicht mehr das, was ſie ſein ſollen; wie es in der Natur der Entwicklung wirth⸗ 
ſchaftlicher Unternehmungen liegt, haben fie fich vielfach zu generellen Inſtituten 
herausgebildet, fie find hier auch außerdem Depofiten- und dort wieder vorwie⸗ 
gend Hypothekenbanken geworden. Was verſchlägt es nun, wenn ſie noch einen 
weiteren Schritt der Entwicklung in das Gebiet der Creditinſtitute verſuchen, ſofern 
derſelbe nur einerſeits gemeinnützig iſt und auf der anderen Seite für ſie nicht 
mit offenkundigen Nachtheilen verbunden erſcheint. Aus demſelben Geſichtspunkte 
läßt ſich auch der Einwand widerlegen, daß mit dieſer neuen Einrichtung den 
Sparcaſſen Kapitalien zufließen würden, welche eigentlich nicht dahin gehören. 
Soll der Verſuch gelingen, den wir empfehlen, fo müßte derſelbe am rechten Orte 
und mit dem richtigen geſchäftlichen Takte in Scene geſetzt werden. Nur in Städten 
und Märkten, wo bereits Sparcaſſen älteren Datums beſtehen, die zudem bisher 
ſchon mit den betreffenden Gemeinden in einem mehr oder minder engen Connexe 
geſtanden ſind, wäre das Project, u. zw. vorläufig verſuchsweiſe, zu realiſiren. Weiters 
würde ſich deſſen Durchführung ohne viele Schwierigkeiten auch dort bewerkſtelligen 
laſſen, wo an der Seite der Sparcaſſen eigene Credittheilnehmer⸗Vereine beſtehen. 
Von hier aus würde dann die Einrichtung, wenn ſie ſich bewähren ſollte, von 
ſelbſt überall dahin Bahn brechen, wo ſie überhaupt nothwendig und möglich 
wäre. Es bedarf ſchließlich für den Kundigen keiner beſonderen Ausführung, daß 
mit dieſer Conto⸗Corrent⸗Einrichtung ſelbſtverſtändlich auch eine ausgedehnte 
Anwendung des Cheques⸗Syſtem verbunden werden müßte.“ 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Landesvertheidigungs⸗ 
Miniſterium Franz Völkl den Titel und Charakter eines Sectionsrathes taxfrei 
und dem Miniſterialconcipiſten desfelben Miniſteriums, Wilhelm Ritter Marx 
v. Marxberg, den Titel und Charakter eines Miniſterial⸗Viceſecretärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Minifterialferretär Dr. Eduard v. An der 
Lan⸗Hochbrunn den Titel und Charakter eines Sectionsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Hofconcipiſten Allerhöchſtihres Oberſthofmarſchall⸗ 
amtes Dr. Rudolf Kubaſek zum Hoſſeeretär ernannt und dem Official daſelbſt 
Eduard Ritter Bayer v. Mörtha! den Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗ 
adjuncten verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bergrathe Adolf Grimm anläßlich deſſen 
Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath Richard Beden zum Oberfinanz⸗ 
rathe der Finanz⸗Landes⸗Direction in Zara ernannt. 

Seine Majeſtät haben die unbeſoldeten Attache's Arthur Freih. v. Scholl 
und Julius Schöfer zu Honorar⸗Legationsſecretären ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Seeretär der Bezirkshauptmannſchaft in Aſch 
Paul Loefen das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem proviſ. Leiter des k. und k. Viceconſulates 
Joſef Waldhart taxfrei den Titel und Charakter eines Conſuls verliehen. 
— — ̃— —ꝶͤn?P8PP o Ä n e 


Erledigungen. 

Verwalters⸗, Primar⸗ und Secundararztesſtelle für das im X. Gemeinde⸗ 
bezirke in Wien gelegene ſtädtiſche Epidemieſpital mit 1500 fl., 1200 fl. und 
1000 fl., bis 18. Mai (Amtsbl. Nr. 102). 


Seriptorsſtelle an der Brünner k. k. techniſchen Hochſchule in der neunten 
Rangsclaſſe, bis 15 Juni. (Amtsbl. Nr. 104). 94 
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